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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/1820 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Hypothekenbankgesetzes und 
andere Vorschriften für Hypothekenbanken 


A. Problem 

Das Recht der Hypothekenbanken ist an veränderte rechtliche und 
tatsächhche Rahmenbedingungen anzupassen. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf an- 
zunehmen. 

Der Gesetzentwurf übernimmt den Eigenkapitalbegriff des Kredit- 
wesengesetzes auch für das Hypothekenbankrecht. Er lockert die 
für Hypothekenbanken geltenden Geschäftsbeschränkungen, in- 
dem insbesondere die Grenze für das Außerdeckungsgeschäft er- 
weitert, die Umlaufgrenze für Pfandbriefe aufgehoben, eine Ge- 
samtumlaufgrenze für Pfandbriefe und Kommunalobligationen er- 
höht und Auslandsgeschäfte ermöglicht werden. Darüber hinaus 
werden die Möghchkeiten der Beleihung von Erbbaurechten er- 
weitert. 


C. Alternativen 

im Ausschuß nicht erörtert 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 



Drucksache 11/2144 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/1820 — mit folgender Maßgabe, ansonsten 
unverändert, anzunehmen: 

In Artikel 4 wird als Datum des Inkrafttretens eingefügt: 

„1. Juli 1988" 


Bonn, den 14. April 1988 

Der Rechtsausschuß 

Stiegler Sauter (Ichenhausen) Stiegler 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 


Bericht der Abgeordneten Sauter (Ichenhausen) und Stiegler 


1. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ände- 
rung des Hypothekenbankgesetzes und anderer 
Vorschriften für Hypothekenbanken — Drucksa- 
che 11/1820 — wurde vom Deutschen Bundestag 
in seiner 64. Sitzung vom 3. März 1988 in erster 
Lesung beraten und an den Rechtsausschuß feder- 
führend sowie den Finanzausschuß und den Aus- 
schuß für Wirtschaft mitberatend überwiesen. 

Der Finanzausschuß schlägt in seiner Stellung- 
nahme vom 9. März 1988 dem federführenden 
Rechtsausschuß mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen sowie denen der Fraktion der SPD ge- 
gen die Stimme der Fraktion DIE GRÜNEN vor, 
dem Deutschen Bundestag die Annahme des Ge- 
setzentwurfs zu empfehlen. Denselben Vorschlag 
enthält die vom Ausschuß für Wirtschaft gegen 
zwei Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN be- 
schlossene Stellungnahme vom 13. April 1988. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner 20. und 21. Sitzung vom 9. März und 13. April 
1988 beraten. Er empfiehlt einstimmig die An- 
nahme des Gesetzentwurfs. Das anwesende Mit- 
glied der Fraktion DIE GRÜNEN hat sich an der 
Abstimmung nicht beteiligt. 

2. Der Rechtsausschuß begrüßt den Gesetzentwurf 
als notwendigen Beitrag, die Situation der Hypo- 
thekenbanken zu verbessern, indem das Hypothe- 
kenbankrecht an geänderte Rahmenbedingungen 
in rechtlicher wie in tatsächhcher Hinsicht ange- 
paßt wird, ln rechtlicher Hinsicht ist die 1984 er- 
folgte Erweiterung des Eigenkapitalbegriffs in § 10 
des Kreditwesengesetzes von Belang, ln tatsächli- 
cher Hinsicht sind die steigende Nachfrage nach 
„Finanzierungen aus einer Hand", der weitge- 
hende Rückzug der öffentlichen Hand aus der 


Wohnungsbauförderung, insbesondere bei der 
Vergabe von Bürgschaften, und die Auswirkungen 
der Internationalisierung der Kapitalmärkte und 
der wirtschaftlichen Integration in den Europäi- 
schen Gemeinschaften zu nennen. Der Gesetzent- 
wurf enthält im wesentlichen folgende Regelun- 
gen: 

— Der weiterreichende Eigenkapitalbegriff des 
§ 10 des Kreditwesengesetzes wird in das Hy- 
pothekenbankgesetz übernommen. 

— Die Grenze für die Gewährung nicht-deckungs- 
fähiger Hypothekendarlehen wird von 10% auf 
15% des Gesamtbetrages aller Beleihungen er- 
höht. 

— Die Umlaufgrenze für die Ausgabe von Pfand- 
briefen und Kommunalschuldverschreibungen 
wird vom 50fachen auf das GOfache des haften- 
den Eigenkapitals heraufgesetzt. 

— Die Beleihung von Grundstücken in EG-Mit- 
gliedstaaten wird ermöglicht. 

— Die Beleihung von Erbbaurechten wird erwei- 
tert. 

Darüber hinaus sollen die bilanzrechtlichen Son- 
dervorschriften der §§ 25 f. Hypothekenbankge- 
setz zugunsten der allgemeinen handelsrechth- 
chen Bilanzierungsregeln aufgehoben werden. 
Schließlich wird die für die Münchner Hypothe- 
kenbank e. G. im Hinblick auf ihren genossen- 
schaftsrechtlichen Charakter erforderliche Sonder- 
regelung an den vorhegenden Gesetzentwurf an- 
gepaßt. Im übrigen sei hier wegen der weiteren 
Einzelheiten auf die Begründung des Gesetzent- 
wurfs in Drucksache 11/1810 verwiesen. 


Bonn, den 14. April 1988 


Sauter (Ichenhausen) Stiegler 

Berichterstatter 
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